
WAHL 2019 – WIE GEHT ES WEITER?
Nun liegen die Ergebnisse der Wahl 2019 vor. Große Gewinner waren die „Türkisen“ und die „Grünen“,  
sodass sich eine Koalition dieser beiden Parteien abzeichnet.

Am 1. Mai 2019, also vor der Auflösung der Regierung ÖVP/FPÖ, wurden im Ministerrat die Eck-
punkte der geplanten Steuerreform 2019 – 2022 vorgestellt. Wir haben darüber in unserem ECA 
Monat ausführlich berichtet.

Die große Frage, die unsere Mandanten und auch uns als Berater interessiert, ist nun, welche dieser 
sinnvollen Steuerreformmaßnahmen in einer eventuellen „schwarz-grünen“ Koalition tatsächlich 
verwirklicht werden können. Insbesonders die für 2022 und 2023 angedachte Senkung des Körper-
schaftsteuersatzes auf 21 %, die Anhebung des Grundfreibetrages beim Gewinnfreibetrag von EUR 
30.000,00 auf EUR 100.000,00 sowie die Erhöhung der Grenze für Geringwertige Wirtschaftsgüter von 
EUR 400,00 auf EUR 1.000,00 wird mit einem neuen Koalitionspartner sehr schwer umsetzbar sein.

Die Senkung des Eingangssteuersatzes beim Einkommensteuertarif von 25 % auf 20 % wird am 
ehesten die Zustimmung finden, die Senkung bei den höheren Steuerstufen von 35 % auf 30 % bzw. 
42 % auf 40 % dürfte schon schwieriger werden. Gerade in Zeiten einer Konjunkturabschwächung 
wäre jedoch eine steuerliche Entlastung der Betriebe und eine Vereinfachung des gesamten Steuer-
systems für den Wirtschaftsstandort Österreich extrem wichtig. 

Eine neue Regierung hätte aber auch die einmalige Chance, ein ausgewogenes Wirtschafts- und 
Klimaschutzprogramm zu entwickeln. Allerdings sollten die erforderlichen Umweltschutzmaßnah-
men nicht durch neue oder höhere Steuern finanziert werden. Vielmehr sollten sie durch Anreize – 
beispielsweise in Form von Prämien oder Steuernachlässen – zur Senkung des CO2-Ausstoßes  
animiert werden. 

Wir sind überzeugt, dass unsere tüchtigen Unternehmer ihre Innovationsfähigkeiten zur Lösung 
unserer Zukunftsfragen ausschöpfen werden.
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Nicht nur in Österreich gehört es zum gu-
ten Ton, bestimmte Leistungen mit einem 
kleinen Geldbetrag zu honorieren. Wird 
in dafür typischen Branchen Trinkgeld ge-
währt, sind diese zusätzlichen Einnahmen 
nur unter ganz bestimmten Vorausset-
zungen von der Lohnsteuer befreit.

Trinkgelder sind nur dann steuerfrei, wenn 
folgende Voraussetzungen gegeben sind:

1. Das Trinkgeld ist ortsüblich, 

2. es wird einem Arbeitnehmer anlässlich 
einer Arbeitsleistung von dritter Seite 
zugewendet, 

3. das Trinkgeld wird freiwillig und ohne, 
dass ein Rechtsanspruch darauf besteht 
sowie zusätzlich zu dem Betrag, der für 
die Arbeitsleistung zu zahlen ist, gewährt, 

4. dem Arbeitnehmer ist die direkte An-
nahme des Trinkgeldes nicht aufgrund 
gesetzlicher oder kollektivvertraglicher 
Bestimmungen untersagt und 

5. das Trinkgeld erfolgt zwar im Zusam-
menhang mit dem Dienstverhältnis, 
muss aber letztlich „außerhalb“ dessen 
stehen (keine garantierten Trinkgelder).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) ent-
schied in einem Fall, dass es sich bei der Ver-
mietung einer Wohnung über eine Online-
plattform um eine Beherbergung im Sinne 
des Gewerberechts handelte. Die Beurtei-
lung hatte unter anderem Auswirkungen 
auf die gewerbliche Sozialversicherung des 
Vermieters sowie auf Umlagen-Zahlungen 
an die Wirtschaftskammer.

Im gegenständlichen Fall hatte ein in der 
Steiermark lebender Eigentümer einer 
Wohnung in Wien diese auf Onlineplatt-
formen zur Vermietung angeboten. Die 
Leistungen des Wohnungseigentümers 
beinhalteten die Bereitstellung von Bett-
wäsche und Handtüchern, einen kosten-
losen WLAN-Zugang, die Nutzung eines 
Fernsehgerätes sowie eine Endreinigung. 
Weiters wurde beim Internetauftritt mit 
der leichten Erreichbarkeit touristischer 
Ziele geworben. Die Vermietung erfolgte 
zumeist für ein bis zwei Nächte, wobei 
der Preis EUR 85,00 pro Nacht betrug.

Der VwGH kam zum Schluss, dass 
die Grenze zur bloßen Raummiete 
überschritten wurde und im Hinblick 
auf den Außenauftritt des Betriebes  

Liegen alle diese Voraussetzungen vor, 
sind Trinkgeldzahlungen nicht nur von 
der Lohnsteuer, sondern auch vom 
Dienstgeberbeitrag zum Familienlasten-
ausgleichsfonds (DB) und der Kommu-
nalsteuer befreit.

Ortsübliches Trinkgeld
Ortsüblich ist ein Trinkgeld dann, wenn 
es branchenüblich und der Höhe nach 
angemessen ist. Zu den Branchen, in 
denen Arbeitnehmer üblicherweise 
Trinkgelder erhalten, zählen insbeson-
dere das Friseurgewerbe, das Hotel- und 
Gastgewerbe oder etwa das Taxi- und 
Mietwagengewerbe. Bei der Prüfung der 
Angemessenheit ist nicht auf die Höhe 
des insgesamt hingegebenen Trinkgeldes 
abzustellen, sondern auf die Höhe des je-
dem einzelnen Arbeitnehmer tatsächlich 
zugeflossenen Trinkgeldes.

Darüber hinaus ist darauf zu achten, 
dass nur Trinkgelder, die einem Arbeit-
nehmer mit Einkünften aus nichtselb-
ständiger Arbeit (und nicht etwa dem 
Unternehmer selbst) zugewendet oder 

(Internetauftritt im Rahmen des Hotelle-
rie- und Gastgewerbes, Angebot an Tou-
risten durch Hervorhebung der leichten 
Erreichbarkeit touristischer Ziele, Preis 
jenseits einer normalen Wohnungsmie-
te, Dauer der Vergabe von wenigen Ta-
gen) ein Fremdenbeherbergungsbetrieb 
vorliegt und somit eine Gewerbeberech-
tigung erforderlich ist.

Da der Wohnungseigentümer dafür kei-
nen Gewerbeschein hatte, wurde eine 
Geldstrafe verhängt. Aufgrund der ge-
werberechtlich relevanten Tätigkeit des 
Wohnungseigentümers bestand zusätz-
lich eine Pflichtmitgliedschaft bei der 
Wirtschaftskammer Österreich sowie eine 
Versicherungspflicht nach dem Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetz (GSVG).

Unter bestimmten Voraussetzungen ist 
es aber möglich, sich von der Pflichtver-
sicherung nach dem GSVG befreien zu 
lassen. Etwa in folgenden Fällen:

•  Unterbrechung der Selbständigkeit:
Wenn Sie nicht das ganze Jahr über 
die Beherbergungstätigkeit ausüben, 
können Sie ihren Gewerbeschein bei der 
Wirtschaftskammer ruhend melden 

an diesen weitergegeben werden, steu-
erfrei sind. Zudem muss das Trinkgeld 
freiwillig, ohne Rechtsanspruch sowie 
zusätzlich zu dem Betrag, der für die 
Arbeitsleistung zu zahlen ist, gewährt 
werden.

Beispiel )

Erklärt ein angestellter Masseur sich 
bereit, gegen „Trinkgeld“ anstatt einer 
Teilmassage eine Ganzkörpermassage 
durchzuführen und übergibt der Kunde 
zusätzlich zu dem in Rechnung gestell-
ten Betrag für die Teilmassage ein Trink-
geld, ist nur jener Betrag, der das für die 
Ganzkörpermassage zu zahlende Entgelt 
übersteigt, als steuerfreies Trinkgeld zu 
behandeln.

>  Fazit:

Ob Trinkgelder tatsächlich steuerfrei 
sind oder nicht, ist anhand der jewei-
ligen Umstände zu prüfen und zu beur-
teilen. Wir unterstützen und beraten Sie 
dabei gerne.

•  Kleinunternehmer – Ausnahme bei
geringen Einkünften und Umsätzen: 
Falls Sie Ihre Beherbergungstätigkeit 
derzeit nur geringfügig ausüben, 
können Sie sich von der Pensions- und 
Krankenversicherung befreien las-
sen. Bei dieser Ausnahme bleibt die 
Unfallversicherung aufrecht. Um diese 
Ausnahme beantragen zu können, 
dürfen Ihre Einkünfte aus sämtlichen 
selbständigen Tätigkeiten im Jahr 
maximal EUR 5.361,72 (Wert 2019) und 
Ihre Umsätze aus sämtlichen unterneh-
merischen Tätigkeiten im Jahr maximal 
EUR 30.000,00 betragen. Abhängig von 
Ihrem Alter sind auch ihrer Vorversi-
cherungszeiten bei der Gewerblichen 
Sozialversicherung zu berücksichtigen.

>  Fazit:

Die Vermietung von Wohnungen kann 
nicht nur gewerberechtliche und sozial-
versicherungsrechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen, sondern ist auch aus 
einkommensteuerlicher, umsatzsteuer-
licher sowie im Falle der Beschäftigung 
von Arbeitnehmern auch aus kollektiv-
vertraglicher Sicht umfassend zu beur-
teilen. Wir unterstützen Sie dabei gerne.

TRINKGELDER: STEUERFREI ODER NICHT?

GEWERBEBERECHTIGUNG BEI VERMIETUNG ÜBER ONLINEPLATTFORMEN?
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Ab dem 1.1.2020 sind für die Steuerfrei-
heit einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung verpflichtend neue Vorschriften 
einzuhalten. Andernfalls droht die Um-
satzsteuerpflicht der innergemeinschaft-
lichen Lieferung.

Der Rat der EU hat beschlossen, soge-
nannte Quick Fixes einzuführen, die ab 
1.1.2020 Anwendung finden. Nachste-
hend wird auf die Verschärfung bei der 
Steuerfreiheit von innergemeinschaft-
lichen Lieferungen näher eingegangen, 
da diese von der bisherigen Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) abweicht.

Nach ständiger Rechtsprechung des 
EuGH handelt es sich nämlich bei einer 
gültigen UID-Nummer des Käufers und 
die Aufnahme einer innergemeinschaft-
lichen Lieferung in die Zusammenfas-
sende Meldung (ZM) um eine formelle, 
nicht aber um eine materiell-rechtliche 
Voraussetzung für die Steuerfreiheit.

Somit dürfen Mitgliedstaaten bis dato 
die Steuerbefreiung von innergemein-

schaftlichen Lieferungen auch bei Fehlen 
einer gültigen ausländischen UID-Num-
mer des Abnehmers nicht versagen.

Neuregelung durch Quick Fixes
Ab dem 1.1.2020 ist es für die Steuerbe-
freiung für innergemeinschaftliche Lie-
ferungen notwendig, dass der Steuer-
pflichtige, für den die Lieferung erfolgt 
(Käufer), eine gültige UID-Nummer be-
sitzt und diese dem Lieferer mitgeteilt 
hat. Weiters hat der Lieferer (Verkäufer) 
eine korrekte ZM abzugeben. Somit ist 
die derzeitige Rechtsprechung des EuGH 
ab dem 1.1.2020 nicht mehr relevant.

Um die Steuerbefreiung für innerge-
meinschaftliche Lieferungen in An-
spruch nehmen zu können, muss der 
Lieferer darüber hinaus dokumentieren, 
dass die Ware tatsächlich ins übrige Ge-
meinschaftsgebiet gelangt ist (Beleg-
nachweis).

Es kann ab dem 1.1.2020 vermutet wer-
den, dass die Ware in den Bestimmungs-
mitgliedstaat transportiert wurde, 
wenn der Verkäufer (als Auftraggeber 

des Transportes) im Besitz von mindes-
tens zwei einander nicht widerspre-
chenden und von unabhängigen Dritten 
erstellten Nachweisen ist. Als Nachweis 
gelten etwa Versicherungspolizzen für 
den Warentransport, Bankunterlagen, 
die die Bezahlung des Transportes bele-
gen, Transport- oder Versandunterlagen 
(CMR-Frachtbrief).

Veranlasst hingegen der Käufer den 
Transport, so ist zusätzlich seine schrift-
liche Bestätigung darüber notwendig.

Ab 1.1.2020 sind die Aufzeichnungen der 
gültigen UID-Nummer sowie die korrekte 
Abgabe einer ZM ausdrückliche Voraus-
setzungen für die Steuerfreiheit von in-
nergemeinschaftlichen Lieferungen.

>  Fazit:

Wir empfehlen Ihnen, bereits im Jahr 
2019 mit den unternehmensinternen 
Prozessen, insbesondere mit der Kon-
trolle der UID Ihrer Geschäftspartner 
sowie die Ablage der für den Belegnach-
weis notwendigen Dokumente zu begin-
nen. Wir unterstützen Sie dabei gerne.

INNERGEMEINSCHAFTLICHE LIEFERUNGEN: VERSCHÄRFTE NACHWEISPFLICHTEN

Das Finanzamt ist zur Erfüllung seiner Auf-
gaben berechtigt, Auskunft über alle für die 
Erhebung von Abgaben maßgebenden Tat-
sachen zu verlangen. Die Auskunftspflicht 
trifft jedermann, selbst wenn es sich nicht 
um die persönliche Abgabepflicht handelt.

Die Einvernahme kann dabei als Aus-
kunftsperson oder als Zeuge erfolgen. 
Die Auskunftsperson unterscheidet sich 
vom förmlichen Zeugen durch die Stel-
lung im Verfahren:

Die Befragung ist formlos und dient zur 
Klarstellung bzw. Ermittlung erster An-
haltspunkte sowie zur Erhebung von In-
formationen geringerer Bedeutung. Die 
Einvernahme von Auskunftspersonen 
kann – im Gegensatz zur Befragung eines 
Zeugen – nicht nur in einem Abgaben-
verfahren gegen einen bestimmten Ab-
gabepflichtigen, sondern auch im Vorfeld 
erfolgen. Die Aussage einer Auskunfts-
person stellt ein Beweismittel dar, dem 
aber im Verhältnis zur Zeugenaussage 
eine geringere Beweiskraft zukommt.

Jeder ist verpflichtet, wahrheitsgemäß 
auszusagen, also etwa auch Mitarbeiter 
des Unternehmens, wobei während der 
Aussage eine Vertrauensperson hinzuge-
zogen werden kann. Eine Auskunftspflicht 
besteht aber nur dann, wenn das behörd-
liche Auskunftsverlangen abgabenrecht-
lich relevante Umstände und Tatsachen 
betrifft. Grenzen der Auskunftspflicht er-
geben sich darüber hinaus aus der Erfor-
derlichkeit, Verhältnismäßigkeit, Zumut-
barkeit und Geeignetheit.

Einvernahme von
Familienangehörigen
Nicht als Zeuge oder Auskunftsperson 
einvernommen werden dürfen Wahr-
nehmungsunfähige, Geistliche betref-
fend das Beichtgespräch und Organe 
hinsichtlich Informationen, die dem 
Amtsgeheimnis unterliegen. Familien-
angehörige können generell ihre Aussa-
ge verweigern, wobei dieses Entschla-
gungsrecht nicht begründet werden 
und die Auskunftsperson bzw. der Zeuge 

über dieses Aussageverweigerungsrecht 
entsprechend belehrt werden muss. 
Dies gilt auch dann, wenn durch eine 
Aussage die Gefahr einer strafrechtli-
chen Verfolgung für den Zeugen (Aus-
kunftsperson) selbst oder seine Angehö-
rigen besteht.

Darüber hinaus besteht für Zeugen oder 
Auskunftspersonen ein Aussageverwei-
gerungsrecht, wenn sie einer gesetz-
lichen bzw. berufsrechtlichen Verschwie-
genheitsverpflichtung unterliegen  
(z. B. Journalisten, Banken, Ärzte, Notare, 
Rechtsanwälte, Steuerberater) oder ein 
Betriebsgeheimnis offenbaren würden.

Vorladung

Die Vorladung zu einer Einvernahme 
kann entweder in Form einer einfachen 
Ladung, in welcher für den Fall des un-
entschuldigten Nichterscheinens keine 
Zwangsfolgen angedroht werden, oder in 
Form eines Ladungsbescheides erfolgen. 
Wird einem Ladungsbescheid nicht Folge 
geleistet, kann dies entsprechende Sank-
tionen (z. B. Zwangsstrafen) nach sich 
ziehen. In der Ladung ist der konkrete 
Gegenstand der Amtshandlung kurz und 
deutlich anzuführen – die Angabe „Aus-
kunftserteilung“ reicht nicht aus.

RECHTE UND PFLICHTEN EINES ZEUGEN 

Im Wandel der Zeit gut beraten.



Übt ein österreichischer Arbeitnehmer 
eines ausländischen Unternehmens seine 
Tätigkeit auch an seinem österreichischen 
Wohnsitz aus, kann für das ausländische 
Unternehmen in Österreich Einkommen- 
bzw. Körperschaftsteuerpflicht und eine 
Lohnsteuerabfuhrverpflichtung ausgelöst 
werden.

Im Inland ist ein ausländisches Un-
ternehmen mit seinen Einkünften 
aus Gewerbebetrieb dann beschränkt 
steuerpflichtig, wenn das Homeoffice 
eine Betriebsstätte begründet. Die be-
schränkte Steuerpflicht erstreckt sich 
dabei lediglich auf die in Österreich er-
wirtschafteten Einkünfte.

Bei der Beurteilung der Frage, ob in Ös-
terreich eine Betriebsstätte begründet 
wird, sind drei unterschiedliche Betriebs-
stättenbegriffe zu berücksichtigen:

1. Einerseits gilt als Betriebsstätte jede
feste örtliche Anlage oder Einrichtung, 
die der Ausübung des Betriebes dient. 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung 
kann dies bereits dann gegeben sein, 
wenn im Homeoffice in der Wohnung 
des Arbeitnehmers ein vom Arbeitgeber 
zur Verfügung gestellter Laptop und 
ein Mobiltelefon zur Arbeitsausübung 
genutzt wird. Weiters genügt es, dass 

in der Wohnung eine – wenn auch nur 
geringfügige – Tätigkeit für den Gewer-
bebetrieb ausgeübt wird. 

2. Wird vom ausländischen Unternehmen
aufgrund der Homeoffice-Tätigkeit 
des inländischen Arbeitnehmers nach 
nationalem Recht eine Betriebsstätte 
in Österreich begründet, ist in einem 
zweiten Schritt zu prüfen, ob der inner-
staatliche Besteuerungsanspruch Öster-
reichs auch bei Berücksichtigung des 
jeweils anwendbaren Doppelbesteu-
erungsabkommens aufrechterhalten 
wird. Für Zwecke des internationalen 
Steuerrechts sind bei der Beurteilung 
des Betriebsstättenbegriffs insbeson-
dere die Faktoren Verfügungsmacht, 
Dauerhaftigkeit und unternehmerische 
Tätigkeit zu berücksichtigen. 

3. Dauerhaft zur Ausübung einer be-
trieblichen Tätigkeit des Arbeitgebers 
genutzt wird Homeoffice nach Ansicht 
der Finanzverwaltung etwa dann, wenn 
die Tätigkeit des Arbeitnehmers – unter 
wöchentlichem Wechsel – zu je 50 % 
am ausländischen Unternehmenssitz 
und zu 50 % im österreichischen Home-
office ausgeführt wird. Faktische Ver-
fügungsmacht ist etwa dann gegeben, 
wenn der Arbeitgeber vom Arbeitneh-
mer verlangt, seine Wohnung für die 

Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
des Arbeitsgebers zur Verfügung zu 
stellen, weil der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer keinen Arbeitsplatz zur 
Verfügung stellt, obwohl die Tätigkeit 
des Arbeitnehmers einen Arbeitsplatz 
erfordert. 

4. Darüber hinaus kann auch für Zwecke 
der Lohnsteuer eine Betriebsstätte 
begründet werden, wenn die für die 
Dauer von mehr als einem Monat 
unterhaltene feste örtliche Anlage 
oder Einrichtung der Ausübung der 
durch den Arbeitnehmer ausgeführten 
Tätigkeit dient. In diesem Fall kann es 
zu einer Lohnsteuerabzugspflicht des 
ausländischen Unternehmens in Öster-
reich kommen.

>  Fazit:

Es empfiehlt sich daher in Homeoffice-
Fällen, bereits im Vorfeld eine sorgfäl-
tige Prüfung vorzunehmen und gegebe-
nenfalls entsprechende Vorkehrungen 
im Hinblick auf die Homeoffice-Policy 
des eigenen Unternehmens zu tref-
fen, um nachteilige steuerliche Kon-
sequenzen aufgrund der Begründung 
einer Betriebsstätte zu vermeiden.  
Wir unterstützen und beraten Sie dabei 
gerne!

HOMEOFFICE ALS UNTERNEHMERRISIKO 
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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